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Bürger- und Volksbegehren gewinnen an Bedeutung 

Mitgehangen, mitgefangen
Von Peter Nowak

In Deutschland werden die Forderungen nach mehr direkter Demokratie lauter. Seit
einiger Zeit kommt es immer häufiger zu Bürger- und Volksbegehren.

»Hamburg ist spitze«, lautete das Fazit eines Rankings, das die Initiative »Mehr Demokratie«
Anfang Oktober veröffentlichte. Sie setzt sich für bundesweite Volksentscheide ein und listet
Bundesländer auf, in welchen die gesetzlichen Hürden für dieses Instrument besonders niedrig
sind. Hier steht Hamburg an erster Stelle. »Zu fast allen Themen können dort Volksbegehren
und Bürgerentscheide angesetzt werden«, loben die »Freunde der direkten Demokratie«, wie
sich die Anhänger der Volks- und Bürgerentscheide nennen. Diese Selbstbezeichnung ist
Ideologie. Soll doch damit betont werden, dass hier die Bevölkerung ihre Meinung ganz
ungefiltert von Parteien, Institutionen und Wirtschaft zum Ausdruck bringen kann. Die Grünen
sowie die Piraten- und die Linkspartei übertrumpfen sich geradezu in Bekenntnissen zur direkten
Demokratie.
Diese drei Parteien hatten am 22. September in Hamburg unabhängig vom Wahlergebnis
besonderen Grund zur Freude. Parallel zur Bundestagswahl entschied eine knappe Mehrheit der
Wahlberechtigten, dass die Hamburger Energienetze von der Stadt zurückgekauft werden
sollen. Lange Zeit war unsicher, ob eine Mehrheit zustande kommen würde, weil eine Koalition
aus SPD, CDU, FDP, großen Teilen der DGB-Gewerkschaften und sämtlichen Hamburger
Boulevardmedien vor einer Neuverschuldung warnte. Das Hamburger Ergebnis ist auch eine
Vorlage für das Bündnis »Berliner Energietisch«, das ebenfalls einen Volksentscheid für den
Rückkauf der Energienetze initiiert hat, über den am 3. November abgestimmt wird. Mittlerweile
versuchen die Initiatoren, übertriebene Erwartungen an einen Erfolg zu dämpfen. Niedrigere
Strompreise nach einer Rekommunalisierung der Energienetze habe man nie versprochen,
betonen sie. Damit machen sie explizit die Grenzen der vielbeschworenen direkten Demokratie
deutlich.

Auch kommunale Stadtwerke müssen gewinnbringend wirtschaften. Dennoch wäre es für arme
Menschen in Berlin ein Fortschritt, wenn es ein Moratorium bei Stromabschaltungen gäbe.
Besonders die linken Gruppen im Bündnis »Berliner Energietisch« haben sich dieses Themas
unter dem Stichwort »Kampf gegen die Energiearmut« angenommen. Der Hamburger und
Berliner »Energietisch« liefern auch eine propagandistische Vorlage für die linken Freunde der
direkten Demokratie. Schließlich wird dort eine wirkliche Verbesserung für große Teile der
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Bevölkerung mittels Volksentscheid gegen den Widerstand von Parteien, Wirtschaft und Presse
durchgesetzt. Die Ergebnisse zeigen, dass es dafür in der Bevölkerung eine Mehrheit gibt.
Dennoch wäre es falsch, in der direkten Demokratie generell ein Instrument zur Durchsetzung
sozial gerechterer Verhältnisse zu sehen. Gerade in Hamburg hat sich bereits zwei Mal gezeigt,
dass sich damit auch die Verfestigung alter Privilegien durchsetzen lässt. Im Jahr 2010 konnte
die Bürgerinitiative »Wir wollen lernen« mit einem Volksentscheid eine Bildungsreform
verhindern, welche die Privilegien der Hamburger Oberschicht ein wenig eingeschränkt hätte.
Bereits 2009 initiierten Altonaer Kaufleute erfolgreich einen Bürgerentscheid für eine Ikea-Filiale
im Stadtteil. Die Gegner, die als Alternative die Einrichtung eines soziokulturellen
Stadtteilzentrums gefordert hatten, konnten sich nicht durchsetzen.
Als erfolgreiches Bürgerbegehren zugunsten der Immobilienwirtschaft bewertete der damalige
Leiter der Region Nord der Aurelis Real Estate, Harald Hempen, die Pro-Ikea-Initiative in der
Branchenzeitung Immobilienmanager. Dort befasste man sich bereits im August 2012 in einem
Themenschwerpunkt mit der Frage, wie kritische Bürger schon vor Entscheidung über
Großprojekten einbezogen werden können. Der Immobilienbranche geht es dabei um die
Erhöhung der Akzeptanz solcher Projekte bei der Bevölkerung. Man dürfe die Meinungsbildung
nicht den Gegnern überlassen, befand der Geschäftsführer von Aurelis Real Estate.
Für den Kultursoziologen und Publizisten Thomas Wagner handelt es sich bei dieser Art der
Bürgerbeteiligung um »trojanische Pferde neoliberaler Stadtentwicklung«. Er hat in dem kürzlich
erschienen Buch »Die Mitmachfalle« eine Fülle von Beispielen zusammengetragen, bei denen
Modelle der Bürgerbeteiligung als moderne Herrschaftsinstrumente genutzt werden. Dabei
werden auch manche von der außerparlamentarischen Linken favorisierte Formen der
Partizipation kritisch untersucht. Zu ihnen gehört auch das sogenannte Stadtteil-Organizing, das
der Sozialwissenschaftler Robert Maruschke in den USA beobachtete. Er kritisiert im Gespräch
mit Wagner, dass der US-amerikanische Bürgerrechtler Saul David Alinsky, der ein Wegbereiter
des Community Organizing war, auf eine Kooperation mit den Eliten setzte und eine
konfrontative Stadtteilpolitik ablehnte. Diese Form des Stadtteil-Organizing korrespondiert mit
Mediationsmodellen, die bei derzeit umstrittenen Großprojekten zum Einsatz kommen. Die
Bereitschaft zu Pragmatismus und schneller Kooperation ist bei diesen Modellen eine
Grundvoraussetzung. Initiativen oder Einzelpersonen, die auf eine Politik der konsequenten
Interessenvertretung setzen, gelangen bei diesem Vorgehen schnell in den Ruf, radikal und
kompromisslos zu sein, und werden ausgegrenzt.

Das kann widerständigen Stadtteilinitiativen ebenso passieren wie kämpferischen
Basisgewerkschaften oder sogar Parlamenten, wenn sie nicht bereit sind, ohne längere
Diskussionen die neuesten Wirtschaftskonzepte zu billigen. Die Rede von der direkten
Demokratie kann dann durchaus als Drohung aufgefasst werden, den wirtschaftsliberalen
Umbau der Gesellschaft zügig umzusetzen. Wenn man bei einer Volksabstimmung die
Bevölkerung vor die Wahl stellt, für eine Verlängerung der Ladenöffnungszeiten zu stimmen
oder den Rückzug des Investors zu riskieren, dürfte es nicht schwer sein, die entsprechenden
Mehrheiten zu erhalten. In der Schweiz, einem Land, das die Befürworter der direkten Demo­
kratie gerne als Vorbild bezeichnen, stimmte bei einer Volksabstimmung im vorigen Jahr eine
Mehrheit gegen eine von den Gewerkschaften geforderte Verlängerung des gesetzlichen
Mindesturlaubs. Die Furcht, damit die Schweiz als Wirtschaftsstandort zu schädigen, gab den
Ausschlag. In Österreich ist Ende September mit den »Neos« bei der Nationalratswahl erstmals
eine Partei in das österreichische Parlament gewählt worden, die sich selbst als »Polit-Startup«
bezeichnet, eine wirtschaftsliberale Ausrichtung hat und sich für die Erleichterung von



Volksabstimmungen einsetzt.

Sollte es in absehbarer Zeit zu schwarz-grünen Koalitionen in Deutschland kommen, dürften
Volksabstimmungen auch hierzulande an Bedeutung gewinnen. Für eine solche Kooperation
setzt sich Heiner Geißler (CDU) schon länger ein. Er gilt als vehementer Befürworter der
Bürgerbeteiligung und kann bereits auf praktische Erfahrungen verweisen. Schließlich haben
Geißler als Schlichter im Bahnhofskonflikt und die Grünen in Baden-Württemberg vorgeführt, wie
man ein in der Bevölkerung umstrittenes Projekt wie »Stuttgart 21« doch noch verwirklichen
kann. Ohne direkte Demokratie wäre das wohl kaum möglich gewesen.
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